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Auszug meiner Demo-Friedensrede zu: „Nicht
unser Krieg!“
Jahrzehntelang bestand Einigkeit:
„Keine Waffen in Krisen- oder gar
Kriegsgebiete“!
Eine RotGrüne Regierung unter ei-
nem Kanzler der ehemaligen Frie-
denspartei SPD sendet jetzt erstmals
seit 1945 wieder Kampfpanzer nach
Osten. Wollen Sie das?
Inzwischen reden wir von Waffenlie-
ferungen in hohem Mrd.-Wert!
Krieg beflügelt immer die Teuerung –
in Deutschland derzeit vor allem
durch die horrenden Energiepreiser-
höhungen, die der fak�sche Krieg
mit Russland dauerha� machen
wird. Krieg ist also nicht nur grau-
sam, sondern auch asozial: In der Uk-
raine durch die direkten Kriegszer-
störungen – und in Deutschland
durch die poli�kgemachte Energie-
preis-Explosion ohne jede Not!
Wir haben bereits 100 Milliarden
Euro „Sondervermögen“, also „Son-
derschulden“ durch unsere Kriegsbe-
teiligung bekommen.
Das sind die fehlenden Staatsleistun-
gen für Krankenhäuser und Schulen
und Kindergärten! Wollen Sie das?
Helme, Truppentransporter, Panzer,
Raketenabwehrsysteme: Die Bun-
deswehr ist zum Supermarkt für
Waffen verkommen. Kriegsminister
Pistorius behauptet, er beschaffe
Material „für die Bundeswehr“!
Nein: Die Regierung nutzt die Bun-

deswehr und den deutschen Steuer-
Haushalt als kurzfris�ges Zwischenla-
ger für den Waffen- und Geldtrans-
port in die Ukraine! Solange der Krieg
anhält, werden unsere Bestände
ständig zugunsten der Ukraine gep-
lündert. 12 Milliarden deutsche Euro
sind alleine nur in den letzten vier
Wochen direkt oder versteckt-indi-
rekt in Form von Waffen und Rüs-
tungsgeld in den Krieg geflos-
sen. Wollen Sie das?
Deutschland darf die Ukraine nicht
mit Waffen oder mit Geld für Waffen
beliefern. Wir lehnen das ab!
Die Bundeswehr darf nach dem
Grundgesetz eine Armee nur zur
Landesverteidigung sein. Evtl. auch
mit Bündnisverpflichtungen. Aber
die gibt es hier nicht. Weder nach
EU- noch nach NATO-Verträgen.
Es ist nicht unser Krieg! Und schon
gar nicht unser Verteidigungskrieg!
Erinnern Sie die Verrückten in Berlin
daran, in wessen Au�rag sie han-
deln. In Ihrem nämlich! Helfen Sie
alle dabei mit! Die AfD kann und wird
hier aber Ihre Speerspitze im Parla-
ment sein.
Ich danke Ihnen – im Namen eines
friedlichen Deutschlands!
Ganze Rede hier nachlesen/ansehen
h�ps://www.pboehringer.de/demo-
rede-gegen-die-kriegstreiber-aller-
altparteien
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Bundeswehr: Von der Politik kaputtgespart

Liebe Freunde und Mitstreiter,

die Wehrbeauftragte Eva Högl hat am
20. April ihren Jahresbericht vorgestellt
und dieser ist – wieder einmal – besorg‐
niserregend! Er offenbart erhebliche
Mängel bei der Ausrüstung und Ausbil‐
dung der Bundeswehr. Einsatzbereit‐
schaft und die Verfügbarkeit von
Waffensystemen sind so schlecht, dass
die Sicherheit unserer Soldaten und un‐
seres Landes gefährdet wird! Die Bun‐
deswehr hat von allem zu wenig – Pan‐
zer, Boote, Schiffe, Flugzeuge, Tiger; es
gibt kein großes Gerät, was in größerer
Stückzahl vorhanden ist. Auch die me‐
dizinische Versorgung und Unterbrin‐
gung der Soldaten sind mangelhaft;
unsere Kasernen sind in einem erbärm‐
lichen Zustand, es fehlt an Unterkünf‐
ten, Toiletten, sauberen Duschen und
sogar WLAN. Da wundert es nieman‐
den mehr, dass es auch beim Personal
problematisch ist: Die Einstellungen
haben zwar zugenommen, doch die
Abbruchquote in den ersten sechs Mo‐
naten ist deutlich zu hoch, die Bewer‐
bungen gingen um 11 Prozent zurück.
Viele im Bericht aufgeführte Probleme
sind seit Jahren bekannt.

Getan hat sich seitdem erschreckend
wenig. Zeitenwende? Wohl kaum. Der
Bericht belegt, dass unsere Streitkräfte
noch blanker dastehen als zuvor: Von
den 100 Milliarden ist im Jahr 2022

noch kein Euro und Cent bei der Bun‐
deswehr angekommen, das Be‐
schaffungswesen ist behäbig, alles dau‐
ert viel zu lange. Es gibt einen Investiti‐
onsbedarf von 50 Milliarden Euro und
braucht ein halbes Jahrhundert, um
dies umzusetzen! Zusätzliche Mittel
sind dringend notwendig, jedoch
scheint die Regierung wenig Interesse
daran zu haben, die Situation zu ver‐
bessern und verteidigt stattdessen ihre
Politik. Jetzt muss zügig gehandelt wer‐
den, um die Sicherheit unserer Solda‐
ten und unseres Landes zu gewährleis‐
ten – so, wie ich es gemeinsammit mei‐
nen AfD-Kollegen aus dem Arbeitskreis
Verteidigung seit Jahren fordere! Die
Wehrbeauftragte selbst verlangt klar
und deutlich: An die Ukraine abgege‐
benes Material muss zügig wiederbe‐
schafft werden und der Verteidigungs‐
haushalt muss dauerhaft auskömmlich
ausgestattet werden, dafür reicht nicht
nur das Sondervermögen, denn die
Kosten steigen überall. Die Rahmen‐
bedingungen müssen insgesamt ver‐
bessert werden, damit die Bundeswehr
als Arbeitgeber attraktiver wird. Eine für
die nationale Landesverteidigung gut
aufgestellte Bundeswehr erfordert ei‐
nen souveränen Ansatz in der Verteidi‐
gungspolitik. Und wenn wir die Ent‐
wicklung der letzten Jahre verfolgen
wird schnell klar: Das wird auf Dauer
nur die AfD-Fraktion leisten können.
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Der grüne Raubzug am Mittelstand

Als Bürger dieses Landes haben wir uns
immer auf den Mittelstand als Rückgrat
unserer Wirtschaft verlassen. Die Ideo‐
logie der Klimaneutralität, besonders in
Deutschland, stellt jedoch eine reale
Krise für den Mittelstand dar. Die grü‐
nen Enteignungsphantasien machen
noch nicht einmal vor dem Eigenheim
halt. Der im EU-Parlament beschlosse‐
ne Green Deal mit dem Ziel der Klima‐
neutralität unseres Kontinents bis zum
Jahr 2050 stellt eine noch nie dagewe‐
sene Transformation unsererWirtschaft
dar. Die letzte Abstimmung dazu in
Brüssel soll nun Immobilienbesitzer zu
teuren Dämmmaßnahmen ihresWohn‐
eigentums zwingen, die pro Haus
schnell einen dreistelligen Betrag als
Mehraufwand erreichen können und
damit oftmals den Wert des Hauses
übersteigen. Insbesondere Rentner
werden die Amortisierung ihrer er‐
zwungenen Sanierung kaumnoch erle‐
ben. Viele von ihnen sind damit finanzi‐
ell wie psychisch völlig überfordert.

Die neuen Dämmvorschriften der EU
sollen wohlabgestimmt das neue Hei‐
zungsgesetz unseres Klimaministers
Robert Habeck ergänzen. Nach diesem
Gesetzmüssen schon ab nächstem Jahr
alle neu eingebauten Heizungen mit
mindestens 65 Prozent „erneuerbaren“
Energien betrieben werden. Dies lässt
sich nur mitWärmepumpen realisieren,
die aber sehr viel teurer als Öl- oder

Gasheizungen sind. Und sie eignen sich
vorrangig für den Betrieb von Fußbo‐
denheizungen. Die alten Heizkörper
abzubauen, den Fußboden aufzureißen
und eine Fußbodenheizung zu verle‐
gen, würde aber weitere gewaltige Zu‐
satzkosten verursachen. De facto ist die
grüne Verbotspolitik der EU und der
Ampel ein Verarmungsprogramm für
die Bürger. Und ein gewaltiger Verlust
an Entscheidungsfreiheit.

Die grüne Transformation wird die
Schere zwischen Arm und Reich weiter
vergrößern und EU-weit zum Verlust
von Millionen Arbeitsplätzen in der
Rohstoffindustrie, den energieintensi‐
ven Industriezweigen und der Automo‐
bilindustrie führen. Der zunehmende
Wohlstands-Verlust soll von der deut‐
schen Bevölkerung genauso klaglos
hingenommen werden, wie der Frei‐
heitsentzug in der Corona-Zeit.

Wir wollen diesenTransformation unse‐
rer einst führenden Industrienation in
Armut und Elend beenden und fordern
den sofortigen Stopp der ideologiege‐
triebenen, umweltzerstörenden Klima‐
politik und Übergriffigkeit der Ampel.
Und wir wollen uns keinesfalls von ei‐
nem undurchsichtigen EU-Konglome‐
rat unsere Bauvorschriften diktieren
lassen. Unser Ziel ist es, den Traum der
arbeitenden Bevölkerung vom Eigen‐
heim wieder erreichbar zu machen.
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MitgliedschaftenundÄmter imBundestag
ObmannimParlamentarischenBeirat für nachhaltige
Entwicklung
Ordentliches Mitglied
• Ausschuss fürUmwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit

• ParlamentarischerBeirat für nachhaltige Entwicklung
• Ausschuss fürKlimaschutzundEnergie

StellvertretendesMitglied imVerkehrsausschuss

Rainer Kraft, MdB
Landesgruppenchef

Die Lügen über das Jobwunder und den niedrigen
Strompreis der Transformation

Im Rahmen der Energiewende undwei‐
terer sonstiger Wenden wird viel Un‐
sinn und Unwahrheit verbreitet. Zwei
sehr oft verbreitete Mythen sind zum
einen der angeblich unschlagbar güns‐
tige Strom aus sog. Erneuerbaren,
wenn die Energiewende erst weit ge‐
nug fortgeschritten ist und zum ande‐
ren die vielen zehntausenden von Ar‐
beitsplätzen die bei der Transformation
des Energiesektors in Deutschland im
Energiesektor entstehen werden.

Zeit sich mit diesen Wunschvorstellun‐
gen der grünen Technologiefeinde zu
beschäftigen.

Die Versprechen von billigem Zufalls‐
strom und einem Jobwunder ist nicht
nur auf Deutschland beschränkt wie ich
bei meiner kürzlichen Reise auf die ibe‐
rische Halbinsel erfahren durfte. Der al‐
lererste Termin der Reise war einTreffen
mit der portugiesischen Staatssekretä‐
rin für Umwelt und Klima. In der kurzen
Besprechung wurde neben den Zu‐
kunftsphantasien über reichlich Was‐
serstoff für Deutschland auch vom Job‐
wunder von 200.000 Arbeitsplätzen in
Portugal geredet. Interessanterweise
wurde beim letzten Termin in Portugal
genau dieses Jobwunder auf meine
Frage hin vom zuständigen Gewerk‐
schaftschef in Frage gestellt. Dieser
glaubte nicht daran.

In dieser Frage zeigt sich schnell derWi‐
derspruch. Strom kann nicht gleichzei‐
tig preiswert sein, aber auf der anderen
Seite mit den Gewinnen eines preis‐
werten Stromes äußerst zahlreiche Ar‐
beitsplätze unterhalten.

Betrachten wir die Zahlen aus Portugal.
200.000 Arbeitsplätze sollen im Ener‐
giesektor dort entstehen und in 2035
80% des Stromes von derzeit 50 TWh/a
erneuerbar erzeugen, also 40 TWh. Das
Durchschnittsgehalt in Portugal be‐
trägt 1200 € im Monat. Aus diesen Zah‐
len könnenwir berechnenwelche Sum‐
me als jährliche Lohnkosten anfallen
und welchen Anteil am Strom diese
Lohnkosten ausmachen würden. Das
Ergebnis sind satte 7 ct/kWh als reiner
Lohnkostenanteil!

Das liegt weit über den bekannten Ge‐
stehungskosten von Strom aus Braun-
und Steinkohle oder Kernkraft. Ein sol‐
cher Lohnkostenanteil kann niemals zu
preiswertem Strom führen und ist da‐
mit ein weiteres Indiz dafür, dass das
Versprechen der Regierung von angeb‐
lich sinkenden Strompreises bei fort‐
schreitender Energiewende nicht er‐
füllt werden kann.
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Durch den Krieg in der Ukraine ver‐
schieben sich gerade weltweit die poli‐
tischen und wirtschaftlichen Machtver‐
hältnisse. Ehemalige Entwicklungs-
oder Schwellenländer wie Indien und
Brasilien gewinnen an Einfluss.

Das nordatlantische Verteidigungs‐
bündnis, die NATO, der Frankreichs Prä‐
sident Macron noch vor kurzem den
„Hirntod“ bescheinigt hat, gewinnt
ebenfalls an Bedeutung. Der amerikani‐
sche Einfluss im Bündnis, als auch der
Einfluss der USA auf die EU, ist stark ge‐
stiegen. Die Baltischen Staaten und Po‐
len stützen sich sicherheitspolitisch voll
und ganz auf die Großmacht USA ab
und nicht auf die EU, die sie in diesem
Bereich als bedeutungslos empfinden,
schon gar nicht als„Schutzmacht“.

Genau diesen erbärmlichen Eindruck
der Bedeutungslosigkeit hat EU-Kom‐
missionspräsidentin Ursula von der
Leyen kürzlich bei ihrem Besuch in Chi‐
na vermittelt bekommen. Wer sich auf
internationalem Parkett wie eine Regie‐
rungschefin aufspielt, ohne diesen Sta‐
tus überhaupt zu haben, muss sich
nicht wundern am Flughafen wie ein
„normaler“ Passagier behandelt zu wer‐
den, während der französische Präsi‐
dent von Chinas Staatspräsident Xi Jin‐
ping als Staatsgast mit rotem Teppich
und militärischen Ehren geehrt wird.

Macron hat auch deutlich gemacht,
Frankreich nicht in den Großmacht-
Konflikt zwischen den USA und China
hineinziehen zu lassen, eine Position
von der sich die „wertegeleitete“, femi‐
nistische Außenministerin Baerbock für
Deutschland sofort distanziert hat.

Sie bleibt lieber einwillenloserVasall im
Schlepptau US-amerikanischer Groß‐
machtinteressen. Die USA wollen den
weiteren wirtschaftlichen und militäri‐
schen Aufstiegs Chinas, dass sie als
„Systemrivalen“ betrachten, an die
Weltspitzemit allenMitteln verhindern.
Die Gefahr eines Krieges um Taiwan ist
dadurch mehr als wahrscheinlich. So
werden in US Think-Tanks bereits Sze‐
narien einer direkten Konfrontation der
USAmit der Volksrepublik China durch‐
gespielt. Diese ergaben Verlustraten
mit zehntausenden von Toten und
massivem Verlust an Material auf bei‐
den Seiten, wie sie seit dem II.Weltkrieg
nicht mehr gesehen wurden, u.a. den
Verlust von 2 US-Flugzeugträgern. Im
Vergleich dazu sind der Ukraine-Krieg
und die dortigen Verluste nur eine Mar‐
ginalie.
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Das politische Berlin zum Anfassen

Ende März folgten 42 Bürger aus dem
Wahlkreis Ro�al-Inn und Umgebung
meiner Einladung und besuchten vier
Tage lang die Bundeshauptstadt Berlin.

Im Rahmen des Programms besuchte
die Reisegruppe poli�sche Sehenswür-
digkeiten, wie das Alliierten-Museum,
welches Einblicke in die Zeit der Teilung
Deutschlands gewährt, sowie das Militä-
rhistorische Museum am Bundeswehr-
flugplatz. An diesem historischen Ort
werden Wissen und Geschichten aus
über 120 Jahren militärischer Lu�fahrt
und Lu�krieg lebendig - mul�perspek�-
visch, kri�sch und mit vielen Personen-
bezügen erzählt.

Ein Besuch im Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
gab den Besuchern bei einem Informa�-
onsgespräch die Möglichkeit eines Aus-
tauschs vor Ort.

Im Anschluss folgte eine Stadtrundfahrt
durch die Bundeshauptstadt mit dem
Reisebus, orien�ert an den poli�schen
Gesichtspunkten Berlins, vollgepackt
mit Sehenswürdigkeiten und Informa�o-
nen zur Geschichte von Berlin.

Der Höhepunkt der Fahrt war die Besich-
�gung des Bundestages, bei der die Teil-
nehmer auf der Besuchertribüne eine
Plenarsitzung verfolgen konnten. Da-
nach ha�en die Reisenden die Möglich-
keit mit mir zu Disku�eren und mehr

über die Arbeit im Bundestag zu erfah-
ren. Zum Abschluss der Reise ging es auf
die Reichstagskuppel mit einem 360°
Ausblick über die Hauptstadt.

Mehrere dieser poli�schen Bildungsrei-
sen werden jährlich durch das Presse-
und Informa�onsamt der Bundesregie-
rung organisiert und an alle Abgeordne-
ten vergeben.

Für die nächste Fahrt im September gibt
es noch freie Plätze, für die sich interes-
sierte Bürger anmelden können. Für
weitere Infos melden Sie sich gerne tele-
fonisch im Walkreisbüro Eggenfelden
unter der 08721 5078762.
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Corona-Untersuchungsausschuss: Altparteien
gegen Aufklärung

Der Bundestag hat es abgelehnt, einen
Untersuchungsausschuss zur jahrelan‐
gen Corona-Politik einzusetzen. Unsere
AfD-Fraktion forderte in einem Antrag
(Drucksache 20/3706) die Corona-Maß‐
nahmen der Bundesregierungen unter
Kanzlerin Merkel und Kanzler Scholz zu
untersuchen. Während die AfD ge‐
schlossen für eine umfassende Aufarb‐
eitung stimmte, schlossen sich ledig‐
lich zwei Unionsabgeordnete und zwei
fraktionslose Abgeordnete unserem
Antrag an. Ein deutliches Zeichen der
Ignoranz gegenüber allen Opfern der
Corona-Willkür der Jahren 2020 bis
2023.

Es ist mehr als deutlich: Die Altparteien
wollen sich kein Bild über die Handlun‐
gen der Bundesregierung(en) vor und
während der Corona-Zeit verschaffen,
sie wollen die massiven Grundrechts‐
einschränkungen nicht untersuchen
und die Maßnahmen in Deutschland
nicht mit denen in anderen Ländern
vergleichen.

Sie wollen auch nicht klären, ob die in
Deutschland zugelassenen Impfstoffe
das Zulassungsverfahren ordnungsge‐
mäß durchlaufen haben und ob Impf‐
nötigung und Impfpflicht angebracht
waren. Auch die Auswirkungen der
Lockdowns auf Kinder und unsereWirt‐
schaft bleiben somit unaufgeklärt.

Im Klartext bedeutet dies: Die Folgen
der Corona-Politik unter den Gesund‐
heitsministern Spahn (CDU/CSU) und
Lauterbach (SPD) sollen auchweiter ein
Tabu bleiben.

Dennoch wird unsere Fraktion nicht lo‐
ckerlassen, weiter Licht ins Dunkel zu
bringen. So hat eine Anfrage meines
Kollegen Thomas Dietz Ende März er‐
geben, dass die Bundesregierung der‐
zeit auf Covid-19-Impfstoffdosen für
die nächsten 126 Jahre sitzt – über 227
Millionen Dosen; ausgehend von ei‐
nem Verbrauch von derzeit knapp
150.000 Dosen pro Monat. Ja, es lassen
sich tatsächlich immer noch Menschen
gegen Corona impfen! Diese unglaub‐
liche Verschwendung von Steuermit‐
teln darf nicht ohne Konsequenzen
bleiben.

Aktuell laufen Anfragen meines Büros
und unseres gesundheitspolitischen
Arbeitskreises an die Regierung, um die
immer noch nicht ausgewerteten Impf‐
nebenwirkungen zu analysieren. Bun‐
desgesundheitsministerium, sowie die
ihm untergeordneten Institute Robert-
Koch und Paul-Ehrlich, vertrösten seit
Monaten, längst zugesagte Daten vor‐
zulegen und auszuwerten. Die Aufarb‐
eitung der sogenannten „Corona-Pan‐
demiezeit“ wird ein Marathonlauf.

Die AfD-Fraktion ist dafür bereit. Wir
sind dies unserem Land schuldig.
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Im Rahmen des Billionen-teuren Green
Deal der EU taucht eine neue Mega-Be‐
drohung für unsere Freiheit am Hori‐
zont auf namens ESG: Es steht für Envi‐
ronment, Social und Governance, zu
Deutsch „Umwelt-, Sozial- und Unter‐
nehmensführung“.

Unter diesen Schlagwörtern wird mit
bunt-grünen Verpackungstricks wie
„Klimaschutz“, „Reduktion von Kinder‐
arbeit“ und „Gleichberechtigung“ ein
System rigider Kontrolle in der Wirt‐
schaft etabliert. Was für die Bürger ein‐
mal Sozialpunkte nach chinesischem
Vorbild sein sollen, wird für Unterneh‐
men ESG sein.

Firmen sollen genötigt werden, interne
Mechanismen zu schaffen, welche stets
mit der aktuellen Woke-Agenda im
Westen d’accord gehen – sonst drohen
herbe Nachteile bei deren Kapitalbe‐
schaffung. Auch sollen amKapitalmarkt
private Kapitalflüsse in besonders ESG-
konforme Unternehmen umgelenkt
werden – kleine Firmen werden mal
wieder ausgebootet. Die Regeln wer‐
den noch recht unklar gehalten, was
die Unternehmen umzusetzen haben.
Aber sie sind sehr präzise im Berichts-,
Kontroll-, Steuerungs- und Bestra‐
fungswesen. Hier kann man schon den
öko-sozialistischen Braten riechen.

Die ESG-Umweltziele der EU für Unter‐
nehmen drehen sich entsprechend der

üblichen Begleitpropaganda der Volks‐
erziehungsmedien primär um den
kostspieligen CO2-Ablasshandel, der
zukünftig auch für die Privatbürger zur
Kontrolle und Gängelung ihrer Lebens‐
weise kommen wird.

Unternehmen, die nicht mitspielen, er‐
leiden Abzüge in ihrem ESG-Wert. So
sorgt die EU-Kommission dafür, dass
ESG-renitente Unternehmen schwieri‐
ger Fremdkapital erhalten oder ihre Lie‐
ferverträge einfacher kündbar sein sol‐
len. Letztendlich soll analog zum all‐
seits geförderten Denunziantentum in
Deutschland auch ein allseitiger ESG-
Druck innerhalb der gesamten Wirt‐
schaft in der EU aufgebaut werden.

ESG für Bürger bedeutet mittelfristig
faktisch ein „Sozialpunkte“-System wie
in China. CO2-Konten sollen den Bürger
gängeln: Jeder erhält ein persönliches
CO2-Kontingent. Wer mehr verbraucht,
muss teuer nachkaufen – Urlaub, Steak
oder Autofahren ist dann eine Frage
des Geldbeutels für den Normalbürger.
Aus Luft wird Geld gemacht und der
Bürger seiner Freiheit beraubt. Mit der
schon in der Schublade liegenden Bar‐
geldabschaffung imRahmen einer digi‐
talen Zentralbankwährung wären der
Bürgerkontrolle keine Grenzen mehr
gesetzt.

Wir müssen jetzt aufstehen oder bald
schon für immer schweigen.
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